2126-1-4-G, 2126-1-5-G
Bayerische Verordnung liber
InfektionsschutzmafBnahmen anldasslich der Corona-Pandemie

(Bayerische InfektionsschutzmaBnahmenverordnung — BaylfSMV)

Auf Grund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli
2000 (BGBI. 1 S. 1045), das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020
(BGBI. I S. 148) geandert worden ist, in Verbindung mit § 9 Nr. 5 der Delegationsver-
ordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBI. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt
durch Verordnung vom 13. Januar 2020 (GVBI. S. 11) geandert worden ist, verordnet

das Bayerische Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege:

§1

Veranstaltungs- und Versammlungsverbot

(1) "Veranstaltungen und Versammlungen werden landesweit untersagt. Dies
gilt auch fir Zusammenkunfte in Kirchen, Moscheen und Synagogen sowie die
Zusammenkiinfte anderer Glaubensgemeinschaften. 3Ausnahmegenehmigungen
kénnen auf Antrag von der zustandigen Kreisverwaltungsbehoérde erteilt werden, so-

weit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist.

(2) In offentlichen Parks und Grinanlagen werden Schilder oder andere geeig-
nete Hinweise aufgestellt, die die Besucher auf die Notwendigkeit eines Mindestab-

stands von 1,5 m hinweisen.

§2

Betriebsuntersagungen

(1) "Untersagt ist der Betrieb samtlicher Einrichtungen, die nicht notwendigen
Verrichtungen des taglichen Lebens sondern der Freizeitgestaltung dienen. ?Hierzu
zahlen insbesondere Sauna- und Badeanstalten, Kinos, Tagungs- und Veranstal-
tungsraume, Clubs, Bars und Diskotheken, Spielhallen, Theater, Vereinsraume, Bor-

dellbetriebe, Museen, Stadtfihrungen, Sporthallen, Sport- und Spielplatze, Fitness-



studios, Bibliotheken, Wellnesszentren, Thermen, Tanzschulen, Tierparks, Vergnu-
gungsstatten, Wettannahmestellen, Fort- und Weiterbildungsstatten, Volkshochschu-
len, Musikschulen und Jugendhéuser, Jugendherbergen und Schullandheime. 3Un-

tersagt werden ferner Reisebusreisen.

(2)'Untersagt sind Gastronomiebetriebe jeder Art. 2Dies gilt auch fiir Gaststat-
ten und Gaststattenbereiche im Freien (z. B. Biergarten, Terrassen). 2Ausgenommen
ist die Abgabe und Lieferung von mitnahmefahigen Speisen. “Die zustandigen Kreis-
verwaltungsbehdrden kdnnen auf Antrag Ausnahmegenehmigungen fur Betriebskan-
tinen erteilen, soweit dies
1. im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar und zur Aufrechter-
haltung des Geschaftsbetriebs zwingend erforderlich ist, und

2. sichergestellt ist, dass der Abstand zwischen den Gasten mindestens 1,5 m be-
tragt und sich in den Raumen zu keinem Zeitpunkt mehr als 30 Personen gleich-
zeitig aufhalten.

(3) 'Untersagt ist der Betrieb von Hotels und Beherbergungsbetrieben und die
Zurverfligungstellung jeglicher Unterkiinfte zu privaten touristischen Zwecken. 2Hier-
von ausgenommen sind Hotels, Beherbergungsbetriebe und Unterkunfte jeglicher
Art, die ausschliel3lich Geschaftsreisende und Gaste fur nicht private touristische

Zwecke aufnehmen.

(4) "Untersagt ist die Offnung von Ladengeschéften des Einzelhandels jeder
Art. 2Hiervon ausgenommen sind der Lebensmittelhandel, Getrankemarkte, Banken,
Apotheken, Drogerien, Sanitatshauser, Optiker, Horgerateakustiker, Filialen der
Deutschen Post AG, Tierbedarf, Tankstellen, Reinigungen und der Online-Handel.
3Die zustandigen Kreisverwaltungsbehorden konnen auf Antrag Ausnahmegenehmi-
gungen fur andere, fur die Versorgung der Bevolkerung unbedingt notwendige Ge-
schafte erteilen, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertret-
bar ist. “Die Offnung von Einkaufszentren und Kaufhausern ist nur erlaubt, soweit die

in Satz 2 genannten Ausnahmen betroffen sind.



(5) 'In Dienstleistungsbetrieben muss unbeschadet sonstiger Vorschriften ein
Mindestabstand von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden. 2Auch bei Ein-
haltung dieses Abstands durfen sich nicht mehr als 10 Personen im Wartebereich

aufhalten.

§3

Betretungs- und Besuchsverbote

(1) Untersagt wird der Besuch von

1. Krankenhausern sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen
eine den Krankenhausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt (Ein-
richtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 des Infektionsschutzgesetzes — IfSG);
ausgenommen hiervon sind Geburts- und Kinderstationen flir engste Angehorige
sowie Palliativstationen und Hospize,

2. vollstationaren Einrichtungen der Pflege gemall § 71 Abs. 2 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch,

3. Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch, in denen Leistungen der Eingliederungshilfe
Uber Tag und Nacht erbracht werden,

4. ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach Art. 2 Abs. 3 des Pflege- und
Wohnqualitatsgesetzes zum Zwecke der aulRerklinischen Intensivpflege (Inten-
sivpflegeWGs), in denen ambulante Pflegedienste gemaly § 23 Abs. 6a IfSG
Dienstleistungen erbringen und

5. Altenheimen und Seniorenresidenzen.

(2) Personen, die sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vom Robert
Koch-Institut (RKI) im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet ausgewiesen war
oder innerhalb von 14 Tagen danach als solches ausgewiesen worden ist, dirfen in-
nerhalb eines Zeitraums von 14 Tagen nach Verlassen dieses Gebiets Hochschulen

in Bayern nicht betreten.



§4
Ortliche MaBRnahmen

Weiter gehende Anordnungen der drtlichen Gesundheitsbehérden bleiben un-
beruhrt.

§5

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) 'Diese Verordnung tritt am 31. Méarz 2020 in Kraft und mit Ablauf des
19. April 2020 auler Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2 bis
5 und § 3 Abs. 1 mit Ablauf des 3. April 2020 aul3er Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Marz 2020 treten § 1 Abs. 2 und 3 der Bayerischen Ver-
ordnung Uber eine vorlaufige Ausgangsbeschrankung anlasslich der Corona-Pande-
mie vom 24. Marz 2020 (BayMBI. Nr. 130, BayRS 2126-1-4-G) aul3er Kraft.

Minchen, den 27. Marz 2020

Bayerisches Staatsministerium fur

Gesundheit und Pflege

Melanie Hum|, Staatsministerin



	2126-1-4-G, 2126-1-5-G Bayerische Verordnung über Infektionsschutzmaßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie (Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung – BayIfSMV)
	§ 1 Veranstaltungs- und Versammlungsverbot
	§ 2 Betriebsuntersagungen
	§ 3 Betretungs- und Besuchsverbote
	§ 4 Örtliche Maßnahmen
	§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


